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GZ. BMDW-36.067/0004-V/1/2019 

 

 

  

Ergebnisprotokoll 

der 124. Sitzung der 

„Unabhängigen Schiedskommission“ 

beim BMDW vom 8. Mai 2019 

 

 

TO-Punkt 1: Fachverband der Holzindustrie Österreichs 

Beschluss: Die Unabhängige Schiedskommission hat (für Verträge mit öffentlichen Auf-

traggebern) eine Kostenerhöhung auf dem Lohnsektor aus dem Titel Kollek-

tivvertragsabschluss 2019 für Aufträge, die unter die Preisumrechnung der 

ÖNORM B 2111 fallen, von 3,10 % mit Wirksamkeit 1. Mai 2019 festgestellt. 

1. Bei laufenden Verträgen zu veränderlichen Preisen, die vor dem 1. Mai 

2000 abgeschlossen wurden, ergibt sich gemäß den Bestimmungen der 

ÖNORM B 2111 (Fassung 1.1.1992) bei allen ab dem 1. Mai 2019 erbrach-

ten Leistungen für die Erhöhung des Anteils „Lohn“ ein Abminderungs-

faktor von 0,89. Dabei wird eine Erhöhung des Anteils „Lohn“ um 2,76 % 

festgestellt. 

 

2. Bei allen Verträgen, die mit 1. Mai 2000 oder danach abgeschlossen wur-

den bzw. werden und gemäß der Bestimmungen der ÖNORM B 2111 (Fas-

sung 1.5.2000 bzw. 1.5.2007) vereinbart wurden, ergibt sich ein Abminde-

rungsfaktor von 0,98. Dabei wird eine Erhöhung des Anteils „Lohn“ um 

3,04 % festgestellt. 

 

Der Grenzwert gem. ÖNORM B 2111 ist zu beachten. 

Sofern dem Bauvertrag von der ÖNORM B 2111 abweichende Bestimmungen für die Preisum-

rechnung zugrunde liegen, gilt diese Empfehlung insoweit, als über ihre Anwendung zwischen 

den Vertragspartnern das Einvernehmen hergestellt wird. 

 

---------------------------------------- 
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TO-Punkt 2: Fachverband der Elektro- und Elektronikindustrie 

1) Preisberichtigung aus dem Titel Kollektivvertragsabschluss 2019 betreffend 

Personalkostenanteile 

Beschluss: Die Unabhängige Schiedskommission hat (für Verträge mit öffentlichen Auf-

traggebern) eine Preisberichtigung aus dem Titel Kollektivvertragsabschluss 

2019 betreffend Personalkostenanteile mit dem Faktor 3,10 % mit Wirksam-

keit 1. Mai 2019 festgestellt. 

  Daraus ergeben sich nachstehende Erhöhungsprozentsätze: 

  Bei einem Personalkostenanteil Erhöhungssatz 

   in %     in % 

 

   über 10 - 15    0,39 

   über 15 - 20    0,54 

   über 20 - 25    0,70 

   über 25 - 30    0,85 

   über 30 - 35    1,01 

   über 35 - 40    1,16 

   über 40 - 45    1,32 

 

2) Berücksichtigung der 2019 eingetretenen Kostenerhöhungen auf dem Lohn-

sektor 

 

Beschluss: Die Unabhängige Schiedskommission hat (für Verträge mit öffentlichen Auf-

traggebern) eine Kostenerhöhung auf dem Lohnsektor aus dem Titel Kollek-

tivvertragsabschluss 2019 für Aufträge, die unter die Preisumrechnung der 

ÖNORM B 2111 fallen, von 3,10 % mit Wirksamkeit 1. Mai 2019 festgestellt. 

 

1. Bei laufenden Verträgen zu veränderlichen Preisen, die vor dem 1. Mai 

2000 abgeschlossen wurden, ergibt sich gemäß den Bestimmungen der 

ÖNORM B 2111 (Fassung 1.1.1992) bei allen ab dem 1. Mai 2019 erbrach-

ten Leistungen für die Erhöhung des Anteils „Lohn“ ein Abminderungs-

faktor von 0,89. Dabei wird eine Erhöhung des Anteils „Lohn“ um 2,76 % 

festgestellt. 

 

2. Bei allen Verträgen, die mit 1. Mai 2000 oder danach abgeschlossen wur-

den bzw. werden und gemäß der Bestimmungen der ÖNORM B 2111 (Fas-
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sung 1.5.2000 bzw. 1.5.2007) vereinbart wurden, ergibt sich ein Abminde-

rungsfaktor von 0,98. Dabei wird eine Erhöhung des Anteils „Lohn“ um 

3,04 % festgestellt. 

 

Der Grenzwert gem. ÖNORM B 2111 ist zu beachten. 

Sofern dem Bauvertrag von der ÖNORM B 2111 abweichende Bestimmungen für die Preisum-

rechnung zugrunde liegen, gilt diese Empfehlung insoweit, als über ihre Anwendung zwischen 

den Vertragspartnern das Einvernehmen hergestellt wird. 

 

3) Erhöhung der Montageverrechnungssätze 

 

Beschluss: Die Unabhängige Schiedskommission hat (für Verträge mit öffentlichen Auf-

traggebern) eine Erhöhung der Montageverrechnungssätze von 3,10 % mit 

Wirksamkeit 1. Mai 2019 festgestellt. 

 

4) Verlängerung der geänderten Formelstruktur zur EEI-Preisgleitformel für den 

Telekommunikationsbereich 

 

Beschluss: Die Unabhängige Schiedskommission hat die geänderte Formelstruktur zur 

EEI-Preisgleitformel für den Telekommunikationsbereich mit 1. Mai 2019 für 

die Dauer eines Jahres als geeignet erachtet. Die Kommission anerkennt fol-

gende Werte, die sich daraus ergeben: 

 

  Variante I = reine Software-Leistung: 2,63 

  Variante II = elektronische Geräte (Einzelgeräte, Baugruppen): 2,07 

  Variante III = Kommunikationstechnik: 2,24 

 Variante IV = elektronische Systeme mit dominantem Software-Anteil  

(Anlagen, Systeme, die ohne Software nicht funktionieren): 2,24 

Variante V = Funktionspreise: 2,28 

 

---------------------------------------- 

 

TO-Punkt 3: Bundesinnung Bau und Fachverband der Bauindustrie 

Beschluss: Die Unabhängige Schiedskommission hat (für Verträge mit öffentlichen Auf-

traggebern) eine Kostenerhöhung auf dem Lohnsektor aus dem Titel Kollek-

tivvertragsabschluss 2019 für Aufträge, die unter die Preisumrechnung der 

ÖNORM B 2111 fallen, von unabgemindert 3,13 % mit Wirksamkeit 1. Mai 

2019 festgestellt. 
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Unter Berücksichtigung der jeweiligen Abminderungsfaktoren der ÖNORM    

B 2111 i.d.F. 1.1.1992, 1.5.2000 oder 1.5.2007 beträgt der Erhöhungsprozent-

satz 

 2,79 % mit dem Faktor 0,89 

 2,94 % mit dem Faktor 0,94 

 3,07 % mit dem Faktor 0,98 

Der Grenzwert gem. ÖNORM B 2111 ist zu beachten. 

Sofern dem Bauvertrag von der ÖNORM B 2111 abweichende Bestimmungen für die Preisumrech-

nung zugrunde liegen, gilt diese Empfehlung insoweit, als über ihre Anwendung zwischen den Ver-

tragspartnern das Einvernehmen hergestellt wird. 

 

---------------------------------------- 

 
TO-Punkt 4: Fachverband für das Güterbeförderungsgewerbe 

Beschluss: Die Unabhängige Schiedskommission hat (für Verträge mit öffentlichen Auf-

traggebern) eine Kostenerhöhung für die Leistungen im Güternahverkehr von 

4,05 % mit Wirksamkeit 1. Jänner 2019 festgestellt. 

Die Kommission empfiehlt, den Antrag möglichst zeitnah zum gewünschten 

Zeitpunkt der Wirksamkeit zu stellen. 

 

 

Wien, am 9. Mai 2019 

Für die Bundesministerin: 

Mag.rer.soc.oec. Alexander Palma 

Elektronisch gefertigt 
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